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Deutschland in Zeiten der Zuwanderung: Das Dilemma der Differenz ist eine zentrale Herausforderung

Das Dilemma der Differenz beschäftigt Professor Doron Kiesel von der Fachhochschule Erfurt. Er warnt davor, die Herkunft des
Einzelnen zum Hemmschuh zu machen. Wichtig sei, dass die individuelle Entwicklung gefördert werde. Foto: Peter Michaelis

Dramatische Trendwende
Ausländerfeindlichkeit seit 2008 deutlich gewachsen
Leipzig. (afp) Die Zustim-
mung zu ausländerfeindli-
chen und antidemokratischen
Einstellungen ist bundesweit
stark gestiegen. Mehr als jeder
dritte Deutsche hält Deutsch-
land für „in einem gefährli-
chen Maß überfremdet“, wie
aus einer neuen Rechtsextre-
mismus-Studie der Friedrich-
Ebert-Stiftung hervorgeht.
Fast jeder Vierte wünscht
sich „eine einzige starke Par-
tei, die die Volksgemeinschaft
insgesamt verkörpert“.

Die Leipziger Forscher El-
mar Brähler und Oliver De-
cker sprachen bei der Präsen-

tation der Repräsentativbefra-
gung in Berlin von einer „sig-
nifikanten Zunahme antide-
mokratischer und rassisti-
scher Einstellungen“ in die-
sem Jahr. „Wir erleben eine
dramatische Trendwende“,
warnten die Autoren der Stu-
die „Die Mitte in der Krise“,
in der die Entwicklung
rechtsextremer Einstellungen
seit 2002 untersucht wird.

Während 2008 noch gut
ein Fünftel der Befragten aus-
länderfeindlichen Aussagen
zustimmte, ist es nun knapp
ein Viertel. Sogar mehr als je-
der Dritte zeigte sich über-

zeugt, Ausländer kämen nur
in die Bundesrepublik, „um
unseren Sozialstaat auszunut-
zen“. Einen „Führer“, der
Deutschland „zum Wohle al-
ler mit starker Hand regiert“,
wünschen sich mehr als 13
Prozent.

Rechtsextreme Aussagen
stoßen bei älteren Menschen
wesentlich häufiger auf Zu-
stimmung als bei jungen.
Auch Bildung spiele eine
wichtige Rolle: Je niedriger
das Bildungsniveau, desto
ausgeprägter sei die rechtsext-
reme Einstellung, fanden die
Wissenschaftler heraus.

PRESSESTIMME

Das Grundgesetz nicht taufen
Der profilierte evangeli-
sche Religionsdeuter
Friedrich Wilhelm Graf wi-
derspricht in der Süddeut-
schen Zeitung der Mei-
nung etwa des Unionsfrak-
tionschefs Volker Kauder,
das Grundgesetz beruhe
auf unserem christlich-jü-
dischen Erbe:
Die Behauptung ist einfach
falsch. Der moderne Verfas-
sungsstaat, speziell der
Rechtsstaat in Deutschland,
ist weithin gegen die Kirchen
durchgesetzt worden. So
wurde etwa noch weit bis in
die fünfziger Jahre in den
Diskursen beider großen Kir-
chen der Begriff Menschen-

rechte eher kritisch gesehen,
als liberalistische Verirrung
des modernen Menschen.

Später, im Zusammen-
hang mit der Diskussion um
die Menschenwürde, wurde
stärker über religiöse Wur-
zeln nachgedacht. Der Be-
griff Menschenwürde kommt
von den antiken Stoikern, ist
dann von den christlichen
Kirchenvätern aufgenommen
und in der christlichen Re-
naissance-Philosophie mo-
delliert worden. Aber der en-
ge Zusammenhang von
Menschenwürde und Eben-
bild-Vorstellungen ist erst ein
Konstrukt des 20. Jahrhun-
derts.

Der freiheitliche Verfas-
sungsstaat lebt doch gerade
davon, dass er religiös neut-
ral ist und dass zwischen
moralischen, religiösen und
rechtlichen Fragen prägnant
unterschieden wird. Die Ver-
fassung ist ein Produkt von
Aufklärungsdenken.

Man hat als Staatsbürger
unabhängig von Religion ei-
ne Pflicht zum Rechtsgehor-
sam. Man hat aber nicht die
Pflicht, „Werten“ zuzustim-
men. Es ist nicht so, dass ein
zugewanderter Muslim, der
in diesem Land Staatsbürger
ist, eine Werteordnung zu
akzeptieren hätte, sondern
eine Rechtsordnung.

Die Herkunft darf nicht
überbewertet werden
Für Professor Kiesel ist die Frage wichtig: Wie strukturieren wir Einwanderung?

Von Gerlinde Sommer

Erfurt/Weimar. „Das Dilemma
der Differenz“ ist das Thema
einer Fachtagung, zu der vom
25. bis 27. Oktober vor allem
Pädagogen sowohl aus der
Wissenschaft als auch aus der
Praxis nach Weimar eingela-
den sind. Die Zentralwohl-
fahrtsstelle der Juden in
Deutschland setzt damit er-
neut auf den „Perspektiv-
wechsel“. Diesmal geht es um
den pädagogischen Umgang
mit Unterschieden und Aus-
grenzung – ein Thema von
Dauer und von hoher Aktuali-
tät durch die derzeitige De-
batte von Thilo Sarrazin bis
Horst Seehofer. Im TLZ-Ge-
spräch gibt Professor Doron
Kiesel von der Fachhoch-
schule Erfurt Auskunft. Er ist
bei der Tagung engagiert. Die
TLZ unterstützt den „Pers-
pektivwechsel“ seit Jahren.

Das Dilemma der Differenz:
Das Tagungsthema scheint
angesichts der Äußerungen
von Horst Seehofer aktueller
denn je.
Es scheint mir von Herrn See-
hofer eine politisch-ideologi-
sche Positionierung zu sein,
die sich zunächst einem Wäh-
lerklientel gegenüber vernei-
gen soll, das die CSU wieder
auf den „rechten“ Weg brin-
gen will. Es geht dabei um Po-
sitionen, die eigentlich die
Mehrheit der Union schon
verlassen hat, weil sie er-
kannt hat, dass die bundesre-
publikanische Gesellschaft ei-
ne Einwanderungsgesell-
schaft geworden ist. Eine Ge-
sellschaft, die auch ökono-
misch abhängig ist von Zu-
wanderung. Insofern erschei-
nen mir die Begrifflichkeiten
Seehofers – sowohl ideolo-
gisch als auch realistisch ge-
sehen – völlig unangemessen
und eher populistisch zu
sein.

Derzeit erleben wir
Reibungsverluste

Was müsste tatsächlich de-
battiert werden, wenn es um
Zuwanderung geht?
Es geht in Deutschland da-
rum, anschlussfähig zu sein
an eine Debatte, die sich, wis-
send, dass wir eine Einwan-
derungsgesellschaft sind, um
die Frage rankt: Wie struktu-
rieren wir, wie gestalten wir
Einwanderung? Nach wel-
chen Kriterien gehen wir vor?
Legen wir ein Punktesystem
zugrunde, wie andere Ein-
wanderungsgesellschaften?
All das steht an. Das, was wir
jetzt erleben, sind Reibungs-
verluste. Wir müssen Reali-
tätsbewusstsein entwickeln.

Bundespräsident Christian
Wulff (CDU) ist da offen-
sichtlich schon ein ganzes
Stück weiter, oder?
Die Rede des Bundespräsi-
denten hat deutlich gemacht,
dass es im konservativen
Kontext sehr unterschiedli-
che Perspektiven gibt. Das
Problem ist nur: Mit solchen
Formen der Auseinanderset-
zung, die nie harmlos sind,
werden Zuschreibungen und
Ressentiments gepflegt, wie
die Bemerkungen von Herrn
Seehofer zeigen, die dem In-
tegrationsprozess, dem Pro-
zess der Akzeptanz und Aner-
kennung, auch der Würdi-
gung der Spielregeln unserer
Gesellschaft nicht gerade nut-
zen. Menschen, die sich abge-
urteilt sehen, wie bei Thilo
Sarrazin und jetzt bei Seeho-
fer, sind nicht sonderlich wil-
lig, sich in dem Maße anzu-
passen, wie es eigentlich not-
wendig wäre.

In der deutschen Gesell-
schaft wird sehr stark auf die
Andersartigkeit der Zuwan-
derer abgestellt. Als fremd
gelten manche noch in der
dritten Generation...
Bei Seehofer werden Men-
schen ihrer kulturellen Her-
kunft wegen stigmatisiert und
zwar jenseits aller Leistun-
gen, Fähigkeiten und Kompe-
tenzen, die der Einzelne mit-
bringt. Das ist eine Form der
strukturellen Diskriminie-
rung. Das heißt: Jemand
kommt aus seinem kulturel-
len Kontext gar nicht heraus,
der ihm einmal verliehen
wurde durch Geburt. Das
heißt: Man gibt jemandem
keine Chance, sich weiter-
zuentwickeln. Für uns selbst
beanspruchen wir aber die in-
dividuelle Entwicklung, Wei-
terentwicklung und Entfal-
tung. Aber Repräsentanten
anderer Kulturen trauen wir
das offenbar nicht zu, wenn
wir solche kollektiven Zu-
schreibungen vornehmen. Da-
her ist fatal, was Seehofer ge-
äußert hat.

Ist die deutsche Gesellschaft
reif für eine Veränderung hin
zu mehr Vielfalt?
Ohne die Erfahrung, dass
Multikulturalität oder ethni-
sche Vielfalt funktioniert und
sich bewährt, ist das schwer...
Ich komme aus Frankfurt am
Main, einer Stadt, in der wir
30 bis 35 Prozent Zuwanderer
– und dies bereits in der
zweiten und dritten Genera-
tion – haben. Da ist ein Leben
ohne Vielfalt in gewisser Wei-
se nicht mehr vorstellbar.
Man reibt sich natürlich anei-
nander, diskutiert, streitet,
aber jedes Individuum, unab-
hängig von seiner Kultur und

Herkunft, weiß, dass das ge-
meinsame Projekt einer Stadt-
gesellschaft nur funktionieren
kann, wenn wechselseitige
Würdigung, Anerkennung,
aber auch Kritik möglich ist.
Da gibt es Lernprozesse in ei-
ner Entwicklung, die bereits
mehrere Jahrzehnte dauern.
Deswegen sind solche Äuße-
rungen, wie jetzt von Herrn
Seehofer ausgesprochen,
kontraproduktiv gerade auch
für alle diejenigen, die auf der
realen Ebene der Integrations-
praxis bemüht sind, Men-
schen für dieses gemeinsame
Projekt zu gewinnen.

Anschlussprobleme
auch bei Deutschen

Warum kommt Thilo Sarrazin
so gut bei so vielen Bundes-
bürgern an mit seiner Be-
schwörung des Untergangs
der Deutschen?
Es ist eine Form, sich eine
reißfeste Weltanschauung zu
konstruieren, in der scheinbar
alles klar ist: oben und unten,
rechts und links, schwarz
und weiß. Es gibt einem das
Gefühl, an der richtigen Stelle
zu stehen. Die anderen sind
diejenigen, die das nicht fer-
tig bringen. Die anderen sind
anders und bleiben anders...
All das gibt einer Bevölke-
rung, die für sich selbst
Orientierung sucht, angeneh-
me Anhaltspunkte. Bei Sarra-
zin ist nicht das Problem,
wenn er feststellt, dass sich
Teile der Zuwanderer mit
dem Integrationsgedanken
sehr schwer tun, ob nun aus
religiösen, ökonomischen
oder anderen Gründen. Auch
Teile der deutschen Gesell-
schaft tun sich schwer mit der
Anschlussfähigkeit. Das Prob-
lem bei Sarrazin ist: Er tut so,
als bliebe dies so.

Was muss getan werden, um
die Anschlussfähigkeit zu er-
höhen?
Wenn dem so ist, müssen wir
in Bildung investieren. Es
muss eine generelle Ver-
pflichtung zur Bildung aller
sozialen Schichten geben. Das
ist die Ressource, die es er-
möglichen wird, die Men-
schen in das Integrationspro-
jekt einer modernen Gesell-
schaft herüberzuführen. Man
hält nur an Traditionen, die
obsolet sind, fest, wenn man
kein Angebot bekommt, in
der modernen Gesellschaft
sich selbst auch einzurichten.
Das Skandalöse an Sarrazin
ist nicht das Beschreiben von
Phänomenen, sondern das
Bewerten und damit die Dar-
stellung, als seien solche Ver-
hältnisse nicht mehr verän-
derbar.

Früher haben Westdeutsche
italienische Gastarbeiter
„Spaghettifresser“ genannt,
Vietnamesen heißen im Os-
ten teilweise „Fitschis“. Nun
geht ein Aufschrei durch
Deutschland, weil deutsche
Kinder, so sie in der Minder-
heit sind, teilweise „Kartof-
felfresser“ genannt werden.
Wie ist das zu bewerten?
Sozialpsychologisch gesehen
lebt hier eine Gruppe oder ein
Einzelner, der sonst immer
die Zuschreibung einer Min-
derheit erfährt, partiell
Machtgefühle aus. Gerade bei
Kindern, die in der Identitäts-
findung sind, werden immer
wieder die Formen übernom-
men, die ihnen zur Abgren-
zung durch Ältere bekannt
sind. Pädagogisch gesehen ist
das nicht harmlos, aber auch
nicht dramatisch. Es muss
aufgegriffen und diskutiert
werden an den Schulen.
Dann lässt sich ein pädagogi-
scher Lernprozess initiieren.

Haben das Problem nur wir?
Nein, das gibt es in fast allen
Einwanderungsgesellschaf-
ten, dass Kinder, die unre-
flektiert auf andere stoßen,
auf diese Weise das Anders-
sein betonen und so Konflikte
austragen. Aus dem Gesagten
sollte nicht gleich ein Rassis-
musvorwurf formuliert wer-
den. Es ist vielmehr eine pä-
dagogische Herausforderung.

Welche Ziele verfolgen Sie
mit der Tagung in Weimar?
Thüringen ist ein Bundesland
mit bisher wenigen Migran-
ten, aber uns liegt daran, dass
gerade hier auf dem pädagogi-
schen Feld eine Sensibilisie-
rung entsteht für die unter-
schiedlichen Formen von Dis-
kriminierung und Ausgren-
zung. Denn Ausgrenzung und
Marginalisierung führt letzt-
lich dazu, dass eine Abschot-
tung eingeleitet wird. Wenn
ich jemanden diffamiere, weil
er Repräsentant einer anderen
Kultur, Religion, weil er Bril-
lenträger ist oder grüne Haare
hat, dann habe ich ihn schon
verloren für das Projekt der
Moderne. Wenn ich aber je-
manden einbinden will trotz
der Differenz, wenn ich ihn
anerkennen und Gemeinsam-
keiten suchen, gemeinsame
Bedürfnisse herausarbeiten
und Unterschiede gelten las-
sen will vor dem Hintergrund
der grundgesetzlichen Prinzi-
pien, dann muss ich auch ge-
nau auf meine Biografie
schauen und mich fragen:
Wie reagiere ich auf Diskrimi-
nierungserfahrungen? Päda-
gogen machen häufig solche
schmerzhaften Erfahrungen.
Damit umzugehen, das ist ein
Ziel unserer Tagung.
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Wieder auf der Überholspur: Unser Land hat schneller als diemeis­
ten anderen Industrienationen die Krise überwunden.Wirtschafts­
aufschwung, Beschäftigungsaufschwung, stabile Preise – dies alles
zeigt: Mit unsererWirtschaftspolitik sind wir auf dem richtigen
Kurs.

Es gilt nun:Wachstum verstetigen! Haushalte konsolidieren,
Unternehmergeist, Talente und Ideen fördern, die unser Landweiter
nach vorne bringen. Existenzgründer haben jetzt Vorfahrt! Sie
unterstützenwirmit unserer Initiative „GründerlandDeutschland“ –
demnächst auchwährend der deutschlandweiten Gründerwoche
vom 15. bis 21. November.
Aufschwung sichern. Aufschwung stärken.

Es geht wieder aufwärts!


